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Drucksache IV/ 704 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Oktober 1962 

6 — 68040 — 6207/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 1 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
zur Durchführung der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), 
Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie zur Änderung des 
Gesetzes zur Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft vom 26. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 465) die von der 
Bundesregierung beschlossene 

Verordnung über die Senkung von Ab- 
schöpfungssätzen bei der Einfuhr von ge- 
schlachteten Hühnern 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Die Verordnung habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates übersandt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/704 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Verordnung über die Senkung von Abschöpfungssätzen 
bei der Einfuhr von geschlachteten Hühnern 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Durch- 
führung der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), 
Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der deut- 
schen Eier- und Geflügelwirtschaft vom 26. Juli 
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 465) in Verbindung mit 
Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 22 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Geflügelfleisch vom 4. April 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1962 
S. 959) verordnet die Bundesregierung, nachdem 
dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben worden ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages: 

§ 1 

Die von der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft gemäß Artikel 3 und 4 der Ver- 
ordnung Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft festgesetzten Ab- 


schöpfungssätze für geschlachtete Hühner (Num- 
mer 02.02-A-I des Abschöpfungstarifs) werden für 
Einfuhren aus Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
um 0,19 Deutsche Mark je Kilogramm gesenkt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 17 des Geset- 
zes zur Durchführung der Verordnungen Nr. 20 
(Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügel- 
fleisch) des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft sowie zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. Sie tritt am 31. Dezem- 
ber 1962 außer Kraft. 


Begründung 


Die Bundesrepublik hat auf Grund des Beschlusses 
des Bundeskabinetts vom 20. Juli 1962 aus überwie- 
gend handelspolitischen Gründen bei der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft den 
Antrag gestellt, sie zu ermächtigen, die Abschöp- 
fungssätze für geschlachtete Hühner für die Zeit bis 
zum 31. Dezember 1962 auf das niedrigstmögliche 
Niveau zu verringern. Die Kommission hat mit Ent- 
scheidung vom 4. September 1962 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 1962 S. 2221) die 
Bundesregierung ermächtigt, in den Fällen, in denen 
die Großhandelspreise für Hühner (gerupft, ausge- 
nommen, ohne Kopf und Ständer, aber mit Herz, 
Leber und Muskelmagen) den Stand von 0,9258 Rech- 
nungseinheiten = 3,7032 DM je kg erreichen, den 
festgesetzen Abschöpfungssatz für geschlachtete 
Hühner um 0,0475 Rechnungseinheiten = 0,19 DM 
je kg zu senken. Diese Senkung muß nach Artikel 5 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 22 (Geflügelfleisch) des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ge- 
genüber allen Ländern der Gemeinchaft und allen 
dritten Ländern vorgenommen werden. Die Ermäch- 
tigung gilt bis zum 31. Dezember 1962. 


Die Kommission hat sich nach den Erwägungsgrün- 
den ihrer Entscheidung davon leiten lassen, daß der 
inländischen Produktion ein angemessener Schutz 
gewährleistet wird. Sie hat deshalb die Ermächti- 
gung von der Voraussetzung abhängig gemacht, daß 
die Großhandelspreise den Stand von 3,70 DM je 
kg erreichen. Der Betrag von 3,70 DM ergibt sich 
aus dem Einschleusungspreis zuzüglich gesenkter 
Abschöpfung und Umsatzausgleichsteuer, stellt also 
den Einstandspreis hinter der Grenze dar. 

Das inländische Preis-Niveau wird seit dem Beginn 
der Abschöpfungsregelung nicht nur durch Einfuh- 
ren, die zunächst verhältnismäßig gering waren, 
sondern wesentlich auch durch die beträchtlichen 
Lagerbestände aus billigen Einfuhren vor dem 
30. Juli 1962 bestimmt. Eine Überprüfung der zur 
Verfügung stehenden Angaben durch den Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und den Bundesminister für Wirtschaft hat ergeben, 
daß das Niveau von 3,70 DM je kg geschlachtete 
Hühner der oben bezeichneten Zubereitungsart 
nunmehr erreicht ist. 
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